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Antrag 

der Abgeordneten Dr. von Merkatz und Genossen 


betr. Empfehlungen der Versammlungen der West- 
europäischen Union und des Europarates zur 
europäischen politischen Union 


Der Bundestag wolle beschließen, 

nach Kenntnisnahme der Empfehlung 112*) über die Aktions- 
einheit — Die politische Union und die WEU, die von der Ver- 
sammlung der Westeuropäischen Union am 3. Dezember 1964 
angenommen wurde, und der Empfehlung 408 *) betr. die Euro- 
päische Politische Union, die von der Beratenden Versammlung 
am 26. Januar 1965 angenommen wurde, 

wird die Bundesregierung ersucht, 

dem Bundestag in angemessener Frist über den Fortgang der 
Verhandlungen über die europäische politische Union Bericht 
zu erstatten und dabei den Vorschlägen Rechnung zu tragen, 
die in den Empfehlungen der Versammlungen der Westeuro- 
päischen Union und des Europarates enthalten sind. 


Bonn, den 16. ,März 1965 
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Dr. Jaeger 
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Empfehlung 112 

über die Aktionseinheit — Die politische Union und die WEU — 
angenommen von der Versammlung der Westeuropäischen 
Union am 3. Dezember 1964 


Die Versammlung: 

Bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß die politische Einigung 
Europas durch eine Aktionseinheit Fortschritte machen möge; 

Unter Berücksichtigung 

Ihrer Empfehlung 104, die sie am 23. Juni 1964 in Rom ange- 
nommen hat; 

Der Gedanken, die Präsident Spaak am 9. September 1964 in 
Gegenwart der Präsidenten der Auswärtigen Ausschüsse der 
Parlamente der Mitgliedstaaten der WEU vor ihrem Ausschuß 
für Allgemeine Angelegenheiten entwickelt hat; 

Der Entschließung, die das Europäische Parlament aufgrund des 
Berichts von Herrn Andre Rossi zum 7. Gesamtbericht über 
die Tätigkeit der EWG am 22. Oktober 1964 angenommen hat 
und der Empfehlung 403 vom 6. November 1964, die die Bera- 
tende Versammlung des Europarates aufgrund des Berichts von 
Herrn Finn Moe annahm; 

Der von der Regierung der Bundesrepublik Deutschland ihren 
EWG-Partnem am 4. November 1964 übermittelten Vorschläge; 

Der Stellungnahme der neuen britischen Regierung, die nach 
der Erklärung von Herrn Gordon Walker auf seiner ersten 
Pressekonferenz am 22. Oktober 1964 in keiner Weise den Fort- 
schritt der gegenwärtigen Verhandlungen zu behindern, son- 
dern an ihnen teilzunehmen wünscht; 

Und- in Anbetracht dessen: 

Daß die Weltsituation es für Europa immer dringender macht, 
mit einer einzigen Stimme zu sprechen und in den Angelegen- 
heiten, sowohl der Außen- wie der Verteidigungspolitik in 
gegenseitigem Einvernehmen zu handeln; 

Daß eine engere Zusammenarbeit auf kulturellem Gebiet das 
Gefühl der europäischen Solidarität neu beleben und stärken 
wird; 


2 


Daß die politische Aktionseinheit den Eckpfeiler der auf der 
Grundlage der Verträge von Rom und Paris angestrebten Wirt- 
schaftsunion bilden sollte; 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode Drucksache IV/3202 


Daß diese Aktionseinheit vor allem die Atlantische Allianz auf 
der Basis einer echten Partnerschaft zwischen den Vereinigten 
Staaten und Europa stärken und damit die notwendigen Refor- 
men ihrer Organisation erleichtern wird; 

Daß diese Aktionseinheit die Grundlage einer Annäherung 
zwischen dem Westen und dem Osten sein wird durch eine 
Regelung, die allen berechtigten Interessen Rechnung trägt; 

Daß sie dazu beitragen wird, die Wirksamkeit der Kooperation 
bei der Hilfe für die blockfreien Entwicklungsländer zu stärken, 

Empfiehlt dem Rat: 

Zur Ausarbeitung eines Planes für die Aktionseinheit auf einer 
internationalen Gipfelkonferenz beizutragen, die ihre grund- 
legenden Ziele zu definieren und die beteiligten Regierungen 
zu beauftragen hätte, diese Aktionseinheit innerhalb eines 
provisorischen institutionellen Rahmens ins Werk zu setzen; 
dieser Rahmen sollte umfassen 

— eine beschlußfassende Körperschaft; 

- — ein Gremium zur Vorbereitung von Entscheidungen, das die 
gemeinsamen europäischen Interessen aufzeigen und zum 
Ausdruck bringen könnte; 

— eine parlamentarische Versammlung, die aus den bestehen- 
den europäischen Versammlungen zu bilden wäre; 

Die Mitgliedsregierungen aufzufordern, sobald der Fortschritt 
in der Zusammenarbeit dies erlaubt, den Vertrag über eine 
endgültige politische Union abzuschließen, der für den Beitritt 
anderer europäischer Staaten auf der Grundlage der im Ver- 
suchsstadium gemachten Erfahrungen offen sein soll. 
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Empfehlung 408 

zur europäischen politischen Union 
angenommen von der Beratenden Versammlung 
des Europarates am 26. Januar 1965 


Die Versammlung: 

1. Erinnert an ihre Empfehlung 390, die sie im April 1964 zum 
Abschluß ihrer Debatte über den Bericht über die europä- 
ische politische Union annahm; 

2. Getreu ihrer Aufgabe einen gemeinsamen europäischen 
Willen herauszustellen; 

3. Glaubt, daß es unerläßlich ist, die zwischen den Sechs auf 
wirtschaftlichem und sozialem Gebiet bereits erreichte 
Union zu stärken sowie die Sechs und die anderen Mitglied- 
staaten des Europarates einander näher zu bringen; 

4. Begrüßt die Vorschläge der belgischen, der deutschen und 
der italienischen Regierung für die Wiederaufnahme der im 
April 1962 ins Stocken geratenen Verhandlungen zwischen 
den Sechs und insbesondere die Anregung, eine Körper- 
schaft oder ein Komitee zu schaffen, das unabhängig von 
den Regierungen ist, die höheren Interessen Europas ver- 
tritt und einen fortlaufenden Dialog mit den nationalen 
Regierungen der Sechs führt; 

5. Begrüßt ebenfalls den erklärten Wunsch der Regierung des 
Vereinigten Königreichs von Anfang an an allen Gesprä- 
chen über die künftige politische Union Europas teilzuneh- 
men; 

6. Gibt der Hoffnung Ausdruck, daß das zwischen den Mit- 
gliedsländern der EWG kürzlich erzielte Übereinkommen 
über die schwierigen Agrarprobleme den Fortschritt in Rich- 
tung auf eine breitere politische Union erleichtern wird; 

A 

7. Fordert die Eröffnung von Verhandlungen über eine euro- 
päische politische Union auf einer möglichst breiten Basis 
zwischen den Regierungen der Mitgliedstaaten des Europa- 
rates — gleich ob sie der EWG oder der EFTA oder keiner 
dieser beiden Gruppen angehören , sofern sie bereit 
sind, daran teilzunehmen; 


B 

8. Ist der Ansicht, daß der gegenwärtige ungenügende Zusam- 
menhalt den Abschluß eines Vertrages über die politische 
Union zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht zuläßt; 
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9. Unterstützt den in den jüngsten belgischen, deutschen und 
italienischen Vorschlägen zum Ausdruck gebrachten Gedan- 
ken, daß vor der Schaffung einer endgültigen Gemeinschaft 
Versuche mit einer provisorischen Form einer europäischen 
politischen Union gemacht werden sollten; 

C 

10. Erinnert an ihre im November 1964 angenommene Empfeh- 
lung 403, in der sie erklärte, daß die Europäischen Gemein- 
schaften Kern und Motor für die Integration ganz Europas 
bleiben müßten; 

11. Bestätigt erneut, daß es ihr Ziel ist, eine europäische Union 
zu erreichen, die so eng wie möglich im Hinblick auf die 
Beziehungen zwischen den europäischen Ländern und die 
so weit wie möglich in bezug auf die Grenzen Europas ist; 

12. Ist der Meinung, daß eine engere Union unter den Sechs es 
mehr als je zuvor notwendig macht, eine liberale Politik 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit dem übrigen Euro- 
pa und mit anderen Teilen der Welt zu verfolgen; deshalb 
empfiehlt sie, daß die Anfänge einer politischen Union zwi- 
schen den Sechs von neuen Bemühungen begleitet sein soll- 
ten, die Mitgliedschaft oder die wirtschaftliche Assoziierung 
mit den Europäischen Gemeinschaften gemäß den Artikeln 
237 und 238 des Vertrages von Rom für diejenigen Mitglied- 
staaten des Europarates sicherzustellen, die dies wünschen; 

13. Bestätigt, daß es in der gegenwärtigen Situation schwierig 
erscheinen mag zu vermeiden, daß ein Versuch, die poli- 
tische Einheit zu erreichen unter den sechs Mitgliedsländern 
der EWG beginnt; dennoch ist unerläßlich, daß das in den 
belgischen, deutschen und italienischen Vorschlägen vorge- 
sehene Gemeinschaftsorgan der politischen Union die Tat- 
sache berücksichtigen muß, daß eine politische Union, die 
den Wünschen des Europarates entspricht, nur unter Teil- 
nahme seiner anderen Mitgliedstaaten erreicht werden 
kann; deshalb wünscht die Versammlung, daß dieses Organ 
die Möglichkeit von Konsultationen und Kontakten mit an- 
deren Mitgliedern des Europarates offenläßt; 

14. Wünscht, daß das Ministerkomitee jede sich ihm bietende 
Gelegenheit wahrnehmen möge, um Abkommen abzu- 
schließen und eine Politik zu verfolgen, die den Weg zu 
einer politischen Union ganz Europas ebnen. 
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